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Leitsätze des Urteils 

1. Beamte — Klage — Fristen — Beginn — Mitteilung — Begriff— Beweislast ßir die Mit­
teilung 
(Beamtenstatut, Artikel 91 Absatz 3) 

2. Verfahren — Beiladung — Unzulässigkeit 
(Verfahrensordnung, Artikel 93 und 97) 

3. Beamte — Klage — Vorherige Verwaltungsbeschwerde — Identität von Gegenstand und 
Grund 
(Beamtenstatut, Artikel 90 und 91) 

4. Beamte — Einstellung — Ermessen der Verwaltung — Gerichtliche Nachprüfimg — 
Grenzen 

5. Beamte — Verfilgung — Verspätete Mitteilung — Wirkungen 
(Beamtenstatut, Artikel 25 Absatz 2) 

II-143 



LEITSÄTZE — RECHTSSACHE T-1/90 

6. Beamte — Beschwerende Verfugung — Emennungsentscheidung — Begründungspflicht — 
Gegenstand— Umfang 
(Beamtenstatut, Artikel 25 Absatz 2) 

7. Beamte — Beschwerende Verfügung — Begründungspflicht — Nichteinhaltung — Heilung 
während des gerichtlichen Verfahrens 
(Beamtenstatut, Artikel 25 Absatz 2) 

8. Beamte — Klage — Gegenstand — Anordnung an die Verwaltung — Unzulässigkeit 
(EWG-Vertrag, Artikel 176; Beamtenstatut, Artikel 91) 

1. Es ist Sache der Partei, die sich auf die 
Verspätung einer Klage im Hinblick auf 
die Fristen nach Artikel 91 des Statuts 
beruft, das Datum, an dem die angefoch­
tene Entscheidung mitgeteilt wurde, zu 
beweisen. 

2. Den Bürgern stehen nur die Klagearten 
zur Verfügung, die ausdrücklich in 
den Rechtsvorschriften festgelegt sind; 
schweigen diese, kann das Gericht zumal 
dann nicht abhelfen, wenn der Rechts­
schutz der Bürger schon angemessen ge­
sichert ist. 

Da die Beiladung in keiner Rechtsvor­
schrift vorgesehen ist, kann das Gericht 
sie nicht vornehmen. Die Rechte an ei­
nem Verfahren vor dem Gericht nicht 
beteiligter Dritter werden durch die Ver­
fahrensordnung vermittels des Streithilfe­
verfahrens und der Drittwiderspruchs­
klage gewährleistet. 

3. Ein Beamter kann vor dem Gericht nur 
Anträge stellen, die denselben Gegen­
stand haben wie die in der vorhergehen­
den Verwaltungsbeschwerde enthaltenen 
Anträge, und nur solche Rügen erheben, 

die auf demselben Grund beruhen wie 
die in der Beschwerde genannten Rügen. 

4. Angesichts des der Anstellungsbehörde 
zustehenden Beurteilungsspielraums be­
schränkt sich die Überprüfung der im 
Einstellungsverfahren getroffenen Ent­
scheidungen durch das Gericht dem Um­
fang nach auf die Untersuchung der 
Ordnungsgemäßheit des Verwaltungsver­
fahrens, die Prüfung der sachlichen 
Richtigkeit der Tatsachen, auf die sich 
die Verwaltung bei ihrer Entscheidung 
gestützt hat, und schließlich das Fehlen 
offensichtlicher Beurteilungsfehler, von 
Rechtsfehlern oder eines Ermessensmiß­
brauchs, die die Fehlerhaftigkeit der Ver­
waltungsentscheidung nach sich ziehen 
könnten. 

5. Gemäß Artikel 25 Absatz 2 Satz 1 des 
Statuts ist jede Verfügung dem Beamten 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Al­
lein aus der Feststellung einer Verspä­
tung dieser Mitteilung kann sich jedoch 
kein Verstoß gegen diese Vorschrift er­
geben, der die Aufhebung der angefoch­
tenen Entscheidung nach sich ziehen 
kann. 

6. Die Pflicht zur Begründung beschweren­
der Verfügungen nach Artikel 25 Absatz 
2 des Statuts stellt ein grundlegendes 
Prinzip des Gemeinschaftsrechts dar, von 
dem Ausnahmen nur aufgrund zwingen­
der Erwägungen möglich sind. 
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Wenn die Anstellungsbehörde einen er­
folgreichen Teilnehmer an einem Aus-
wahlverfahren, der in einer nach der 
Rangfolge der Verdienste aufgestellten 
Eignungsliste geführt wird, unter Einhal­
tung dieser Reihenfolge ernennt, braucht 
sie gegenüber denjenigen Bewerbern, die 
nicht berücksichtigt wurden und auf der 
Eignungsliste weniger gut plaziert waren 
als der ernannte Bewerber, ihre Entschei­
dung, sie nicht zu ernennen, nicht zu be­
gründen; es ist nämlich davon auszuge­
hen, daß der Prüfungsausschuß die er­
folgreichen Bewerber über ihren Rang 
auf der Liste informiert und diese Mittei­
lung mit einer angemessenen Begründung 
versehen hat. 

Wurde die Eignungsliste dagegen nicht 
nach der Rangfolge der Verdienste, son­
dern zum Beispiel in alphabetischer Rei­
henfolge aufgestellt und hat die Entschei­
dung, einen in dieser Liste geführten Be­
werber zu ernennen, das sofortige Erlö­
schen der Liste zur Folge, so berührt 
diese Entscheidung die rechtliche Situa­
tion der anderen erfolgreichen Bewerber 

zweifellos unmittelbar und sofort und 
muß deshalb ihnen gegenüber begründet 
werden. Es wäre nämlich wahrhaft unan­
gemessen, ungerecht und stünde im Wi­
derspruch zum Wortlaut und zum Geist 
von Artikel 25 Absatz 2 des Statuts, daß 
die besten Bewerber, die in eine nicht 
nach Rangfolge der Bewerber aufge­
stellte Eignungsliste aufgenommen wor­
den sind, im Einstellungsverfahren unbe­
rücksichtigt bleiben könnten, ohne ir­
gendeine Begründung zu erhalten, der 
sie entnehmen können, aus welchen 
Gründen sie schließlich von der Anstel­
lungsbehörde nicht berücksichtigt wur­
den und ob diese Gründe stichhaltig sind. 

7. In außergewöhnlichen Fällen können Er­
läuterungen, die im Laufe des gerichtli­
chen Verfahrens gegeben werden, die 
Rüge der unzureichenden Begründung 
gegenstandslos machen, so daß sie die 
Aufhebung der angefochtenen Entschei­
dung nicht mehr rechtfertigt. 

8. Das Gericht kann keine Anordnungen an 
die Gemeinschaftsorgane richten oder 
sich an ihre Stelle setzen. 

URTEIL DES GERICHTS (Fünfte Kammer) 
20. März 1991 * 

In der Rechtssache T-1/90 

Gloria Pérez-Mínguez Casariego, Madrid, Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte 
Miguel Angel Auñón-Auñón, Madrid, und Marcel Slusny, Brüssel, Zustellungsan­
schrift: Kanzlei des Rechtsanwalts Ernest Arendt, 4, avenue Marie-Thérèse, 
Luxemburg, 

Klägerin, 

* Verfahrenssprache: Spanisch. 
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